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1 Einleitung

In jedem Frühjahr wiederholt sich auf unseren Straßen das gleiche Bild: 

Straßenbauverwaltung und Kommunen bemühen sich verzweifelt, der vie-

len neuen Schlaglöcher Herr zu werden. Aufgrund dieses zunehmenden 

Substanzverzehrs ist die Mobilität in Deutschland ernsthaft gefährdet. 

Durch nicht durchgeführte, jedoch zwingend erforderliche planmäßige Er-

haltungsmaßnahmen entsteht jährlich ein volkswirtschaftlicher Werteverlust 

unserer Verkehrsinfrastruktur in Milliardenhöhe: Im Bericht der Kommissi-

on „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfi nanzierung“ vom Dezember 2012 

(Daehre-Kommission) wurde für die Straßeninstandhaltung ein Defi zit von 

mindestens 4,7 Mrd. EURO pro Jahr ermittelt, davon 3,4 Mrd. allein für Ge-

meinde-, Kreis- und Landesstraßen.1

1 Vgl. Kommission „Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfi nanzierung“ (2012), S. 37.

Abbildung 1: Straßennetzlänge in Deutschland

Quelle: In Anlehnung an Otto Elsner Verlagsgesellschaft: Der Elsner-Handbuch für Straßen- 

und Verkehrswesen; Planung Bau Erhaltung Verkehr Betrieb, Dieburg, 2014, S. 117.
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Aufgrund fehlender Haushaltsmittel werden kommunale Straßen oft nur 

noch provisorisch repariert. Dies führt auf Dauer zu höheren fi nanziellen 

Belastungen als bei zielgerichteten, nachhaltigen und bedarfsgerechten 

Instandhaltungs- bzw. Erneuerungsmaßnahmen. Für die Durchführung sys-

tematischer Maßnahmen sind ausreichende Informationen zum Bestand 

und zum Zustand der Straßen erforderlich. Es bedarf einer fundierten Be-

standsaufnahme, die in regelmäßigen Zeiträumen wiederholt werden muss, 

um so den Bedarf objektiv belegen zu können.

Es existieren innovative Vertragsmodelle, die es ermöglichen, private Fir-

men in den Instandhaltungsprozess systematisch einzubinden. Durch die 

Einbeziehung des Sachverstandes von regional ansässigen Unternehmen 

können notwendige Maßnahmen bei Verschlankung des Verwaltungsab-

laufes durch ein effi  zientes Erhaltungsmanagement wirtschaftlicher umge-

setzt werden.

Durch eine langfristige Vertragsbindung und eine umfassende Kosten-

betrachtung werden Varianten attraktiv, die bei einer konventionellen Rea-

lisierung von Straßenbauprojekten nicht in Frage kämen. Über den gesam-

ten Lebenszyklus werden funktionale Anforderungen an die Befahrbarkeit 

der Straße durch Zustands- und Schadensmerkmale defi niert und kontrol-

liert. Hierdurch werden für den Auftraggeber sowohl das Bau- als auch das 

Erhaltungsrisiko minimiert, da der Auftragnehmer bereits in der Bauphase 

die Grundlage schaff t, den späteren Erhaltungsaufwand unter Einhaltung 

der Anforderungen zu optimieren. 

Der vorliegende Leitfaden vermittelt innovative Lösungsmöglichkeiten 

zur technischen, vertraglichen und wirtschaftlichen Optimierung von kom-

munalen Straßeninstandhaltungsmaßnahmen. Nur durch grundhafte Stra-

ßenerneuerungen statt kurzfristiger „Flickschusterei“ wird eine optimale 

Verwendung der vorhandenen knappen fi nanziellen Mittel erreicht. Ergän-

zend werden Möglichkeiten vorgestellt, zusätzliche Finanzierungsquellen 

zu erschließen, um so die enorme Finanzierungslücke in der gemeindlichen 

Straßeninstandhaltung zu verringern.
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2 Wesentliche ingenieurtechnische Grundlagen

Die wesentlichen Ursachen für die wiederkehrenden Straßenschäden sind 

in den meisten Fällen eine mangelnde Tragfähigkeit der Straßenkonstruktion 

oder eine unzureichende Entwässerung. Bestehende kommunale Straßen 

weisen aufgrund der unterschiedlichen Historie keinen einheitlichen Aufbau 

auf. Die Kenntnis des Straßenaufbaus ist notwendig, um Schadensbilder 

rechtzeitig zu identifi zieren und effi  zient zu beseitigen.

2.1 Aufbau einer Straße
Der grundlegende Aufbau einer Straße ist, unabhängig vom Straßentyp, 

von der primären Struktur immer gleich. Eine einfache zweispurige Straße 

wird auf den Unterbau bzw. Untergrund aufgesetzt. Der Straßenkörper oder 

Oberbau besteht aus einer Deckschicht, mindestens einer Tragschicht so-

wie aus einer Frostschutzschicht. Je nach Belastungsklasse kann der Ein-

bau einer Binderschicht zwischen Deck- und Tragschicht erforderlich sein.

Die Deckschicht dient dem Schutz des Straßenkörpers vor Abrieb und 

Witterungseinfl üssen und kann aus Asphalt, Beton, Pfl aster oder Platten 

bestehen. Im kommunalen Straßenbau fi nden vorwiegend Asphalt und 

Pfl aster Anwendung.

Abbildung 2: Straßenquerschnitt außerorts

Quelle: In Anlehnung an Richtlinie für die Standardisierung des Oberbaus von Verkehrsfl ä-

chen (RStO 12), FGSV, Köln 2012.
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Die Binderschicht überträgt die Kräfte aus der Deckschicht in die obers-

te Tragschicht und ermöglicht einen profi lgenaueren Einbau der Deck-

schicht. Mithilfe der Tragschichten werden die Lasten gleichmäßig in den 

Untergrund verteilt und damit die Belastbarkeit der Straße erhöht. Hinsicht-

lich der Tragschichten wird unterschieden, ob es sich um eine unbefestigte 

Tragschicht, bestehend aus Kies oder Schotter, oder um eine befestigte 

Tragschicht, hergestellt als Asphalt- oder hydraulisch gebundene Trag-

schicht (HGT), handelt.

Um Schäden durch Wasser

und Frost zu verhindern, be-

fi ndet sich unter den Trag-

schichten eine Frostschutz-

schicht aus wasserdurchläs-

sigem ungebundenem Kies 

oder Schotter bis zur maxi-

malen Frosttiefe der Region. 

Eindringendes Wasser wird 

abgeleitet und Hebungen der

Straße durch Frost werden 

dadurch verhindert.

Abbildung 3: Beispielhafter Schichtenaufbau einer Asphalt- und Pfl asterstraße nach RSTO 12

Abbildung 4: Schäden durch Eislinsen
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Die Dicke der einzelnen Schichten bei bestehenden Straßen variiert auf-

grund der verschiedenen Belastungsklassen sowie der unterschiedlichen 

Frosteinwirkungszonen in Deutschland. Kenntnisse über den Schichtenauf-

bau der einzelnen Straßen sind in vielen Kommunen nicht vorhanden.

2.2 Typische Schadensbilder
Dadurch, dass die Schichten einer Straße nur eine begrenzte Lebensdau-

er aufweisen, können nach Jahrzehnten der Benutzung Schäden an der 

Oberfl äche auftreten. Die gängigsten Beschädigungen bzw. Schadstellen 

am Straßenkörper sind:2

• Risshäufungen

• Längsunebenheiten

• Spurrinnen

• Bindemittelanreicherung

• Polierte Kornoberfl äche

• Netzrisse

2  Quelle: FSGV: RSTO 12, ZTV BEA-StB 09, S. 38.

• Ausmagerungen

• Flickstellen

• Kornausbrüche

• Absenkungen und 

• off ene Fugen (Pfl asterdecken)

Abbildung 5: Schadstellen im Streckenbe-

reich als Indiz für mangelnde Tragfähigkeit

Abbildung 6: Fehlerhafter Pfl asterverbund 

infolge von Absenkungen

Quelle: Reparatur von Pfl asterdecken unter http://pfl asterdecken-gutachter.de/fugensanierung.pdf
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In vielen Fällen sind die Schadstellen auf Funktionsbeeinträchtigungen der 

unteren Schichten zurückzuführen. Zur Behebung der besagten Schäden 

werden überwiegend kurzfristige Reparaturen eingeleitet, um eine Befahr-

barkeit der Straße schnellstmöglich wieder zu ermöglichen. Ein leider im-

mer wieder praktiziertes unwirtschaftliches Verfahren, das im Gegensatz 

zu einer zielgerichteten Instandsetzungs- bzw. Erneuerungsmaßnahme 

keine dauerhafte Lösung darstellt. Permanentes Schlaglochfl icken ist keine 

geeignete Aktion, um den Werteverlust aufzuhalten, da punktuelles Flicken 

nicht die unmittelbaren Ursachen der Schadensbildung beseitigt. Teilweise 

erhöhen diese Maßnahmen sogar die Unebenheit der Straße und wirken 

sich damit negativ auf die Nutzung aus.

Nur über projektbezogene und zielgerichtete Erhaltungsmaßnahmen 

wird eine Verbesserung der Straßensubstanz erreicht.

2.3 Planerische Grundlagen und Bestandsaufnahme
Planerische Grundlagen
Im Rahmen der Vergabeverfahren unter Einbeziehung privatwirtschaftlichen 

Knowhows ist es üblich, dass der öff entliche Auftraggeber (AG) zunächst eine 

Referenzplanung (vertiefende Planunterlagen, die bereits Aussagen zum Auf-

bau, zur Gestaltung o. ä. enthalten) erstellt, die der Unternehmer als Grundlage 

für innovative Alternativen oder Vorschläge, unter Einhaltung der Bedingungen 

aus dem Planfeststellungsbeschluss, für seine weitere Planung nutzen kann.

Abbildung 7: Ansammlung von provisori-

schen Schlaglochfl ickungen 

Abbildung 8: Fehlerhafter Pfl asterverbund
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Bei bereits vorhandenen Straßenverkehrsanlagen ergänzt eine entspre-

chende Bestandsanalyse und Bestandsdokumentation die für die Planung 

relevanten Angaben zur weiteren planerischen Umsetzung.

Bestandsaufnahme
Zur Bewertung einer unabhängigen, begründbaren, transparenten und ob-

jektiv nachvollziehbaren Erhaltungsplanung sind ausreichende Informatio-

nen zum Bestand und zum Zustand der Fahrbahnbefestigungen im jewei-

ligen Straßennetz erforderlich. Die Straßenzustandsinformationen müssen 

daher in zyklischen Zeiträumen wiederholt erhoben, erfasst, gespeichert 

und bewertet werden, um die Zustandsänderung ableiten und darstellen 

zu können.

Die Zustandserfassung kann hierbei visuell oder messtechnisch mit 

Messfahrzeugen durchgeführt werden. In Kommunen werden bislang 

vorwiegend visuelle Zustandserfassungen realisiert. Die gewonnenen Zu-

standsdaten werden zu Gebrauchs- bzw. Substanzwerten verdichtet und in 

einem Gesamtwert abgebildet.

2.4 Maßnahmen der wertsichernden Instandsetzung 
Sind der Bestand der Straßen und deren Zustände erfasst, können syste-

matische Erhaltungsmaßnahmen geplant werden. In Abbildung 9 sind die 

Begriff e der Erhaltung sowie Um- und Ausbau, Erweiterung und Neubau 

näher defi niert.

Einzelne kleinfl ächige Maßnahmen werden in Summe teurer als eine 

großfl ächige Maßnahme. Ein Kostenvergleich über den gesamten Lebens-

zyklus einer Straße oder Ingenieurbauwerk, wie z. B. einer Brücke würde 

transparent zeigen, dass eine zielgerichtete Erhaltungspolitik in jedem Fal-

le wirtschaftlicher ist als eine permanent betriebene Flickschusterei. Nur 

in der Gesamtbetrachtung bzw. Gesamteinschätzung von Baukosten und 

möglichen Erhaltungskosten kann eine Aussage zu einer nachhaltigen und 

wirtschaftlichen Umsetzung von Straßenbaumaßnahmen getroff en werden.

Mithilfe eines zielgerichteten Erhaltungsmanagements für die Straßen-

konstruktionen (PMS: Pavement Management System) und für die Ingenieur-
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bauwerke (BMS: Bauwerks-Management-System) lässt sich eine den funk-

tionalen Anforderungen und den vorhandenen fi nanziellen Mitteln entspre-

chende optimierte Erhaltungsstrategie umsetzen. 

Planungsleistungen, aber auch PMS- und BMS-Leistungen werden 

durch Ingenieurbüros realisiert. Innerhalb der Straßenbauverwaltung er-

folgt nur noch eine das Projekt begleitende hoheitliche Steuerung, Kon-

trolle und Prüfung. PMS- und BMS-Leistungen beinhalten entsprechende 

Erfassungen und Bewertungen des Zustandes, Festlegungen von Erhal-

tungsmaßnahmen unter Berücksichtigung verfügbarer fi nanzieller Mittel 

und auch deren Dokumentation. 

Die systematische Überprüfung der Straße auf Schäden und die entspre-

chenden Maßnahmen müssen über einen längeren Zeitraum sichergestellt 

Abbildung 9: Einordnung und Defi nition der Erhaltungsbegriff e

Quelle: Technische Grundlagen für die Anwendung von ÖPP im Straßenwesen; Bundesver-

band PPP; Hamburg; 2011
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werden, um wirtschaftlich handeln zu können. Dies kann insbesondere 

durch die Einbeziehung eines privaten Partners erfolgen. In solch einer 

Partnerschaft entlässt man den Auftragnehmer nach der Gewährleistungs-

zeit nicht aus der qualitativen und fi nanziellen Verantwortung. So wird das 

Bau- und Erhaltungsrisiko minimiert, da der Auftragnehmer schon in der 

Bauphase bestrebt ist, den Erhaltungsaufwand, unter Einhaltung der ver-

einbarten funktionalen Anforderungen, so gering wie nur möglich zu halten. 

Die entsprechende Bindung eines privaten Partners an das Projekt über 

einen längeren Zeitraum kann weitere Vorteile bringen. Durch die länge-

re Projektdauer werden Ausführungsvarianten wirtschaftlich, die bei einer 

konventionellen Realisierung von Straßenbauprojekten nicht in Frage ge-

kommen wären.

Infobox: Beispiel für technische Innovationen (Gussasphalt)

ÖPP-Projekt Funktionsbauvertrag B189 Ortsumgehung Kuhbier, Brandenburg
Auftraggeber Bund, vertreten durch das Land Brandenburg, dieses vertreten 

durch den Landesbetrieb

Auftragnehmer JOHANN BUNTE Bauunternehmung GmbH & Co. KG, Papenburg

Projektumfang Finanzierung, Planung, Neubau, grundhafte Erneuerung, bauli-

che Erhaltung, Betrieb (teilweise)

Straßenkategorie Bundesstraße mit Brückenbauwerken

Länge 3,618 km

Vertragsmodell Funktionsbauvertrag

Finanzierungsmodell Zwischenfi nanzierung für Bau, Erhaltung und Betrieb, Pauschal-

festpreis mit Abnahme: Forfaitierung mit Einredeverzicht

Investitionsvolumen 10,6 Mio. Euro

Bauzeit 1 Jahr (2013)

Erhaltungszeitraum 29 Jahre

Der Bau der Ortsumfahrung Kuhbier wurde innerhalb eines Jahres realisiert. Aufgrund des 

vertraglichen Erhaltungszeitraumes von 29 Jahren des Funktionsbauvertrages wurde die 

Deckschicht der Straße in Gussasphalt realisiert. Dieser ist widerstandsfähiger gegenüber 

Belastungen und weist eine höhere Lebensdauer als konventioneller Asphalt auf. Da die 

Deckschicht im Vertragszeitraum nicht erneuert werden muss, entstehen im Laufe des 

Vertragszeitraumes weniger Aufwendungen für die Erhaltung.
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Infobox: Beispiel für kurze Bauzeit und Recycling des Straßenkörpers

ÖPP-Projekt L192 Grundhafte Erneuerung und bauliche Erhaltung
(Süderlügum – Ellund), Schleswig-Holstein
Auftraggeber Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr Schleswig-Holstein

Auftragnehmer JOHANN BUNTE Bauunternehmung GmbH & Co. KG, Papenburg

Projektumfang Planung, grundhafte Erneuerung, bauliche Erhaltung, Finanzierung

Straßenkategorie Landesstraße

Länge 29,677 km

Vertragsmodell Projektvertrag

Finanzierungsmodell Forfaitierung mit Einredeverzicht

Investitionsvolumen 10,8 Mio. Euro

Bauzeit 1 Jahr (2010)

Erhaltungszeitraum 28 Jahre

Das Bauvorhaben L192 wurde ganzheitlich durch eine einzelne Firma umgesetzt und aus-

geführt. Durch diesen konzentrierten Einsatz und durch ein innovatives Verfahren zum 

Recycling des alten Straßenkörpers konnten die knapp 30 km Landesstraße innerhalb von 

nur einem Jahr realisiert werden.



11

3 Wesentliche rechtliche Grundlagen 

Im Zuge einer Bestandsanalyse der kommunalen Straßeninfrastruktur, einer 

Referenzplanung und der Untersuchung von sinnvollen und innovativen Lö-

sungen zur wertsichernden Instandhaltung der kommunalen Straßen, sind 

bei der geplanten Umsetzung dieser Lösungsansätze die nachstehenden 

rechtlichen Grundlagen zu berücksichtigen.

3.1 Planungsrecht
Im Vorfeld von beabsichtigten baulichen Maßnahmen in der kommunalen 

Straßeninfrastruktur hat der zuständige Träger der Straßenbaulast zu prü-

fen, ob die beabsichtigten baulichen Maßnahmen an den Straßen und/oder 

den Ingenieurbauwerken im Rahmen des bereits vorliegenden öff entlichen 

Planungsrechtes durchgeführt werden können oder neues Planungsrecht 

geschaff en werden muss.

Der Bau oder die (wesentliche) Änderung von Landes-, Kreis- und Ge-

meindestraßen ist nur dann statthaft, wenn zuvor eine Planfeststellung 

erfolgt ist (§ 38 Abs. 1 Niedersächsisches Straßengesetz, NStrG). Im ge-

meindlichen Bereich kommt auch ein sog. planfeststellungsersetzender 

Bebauungsplan im Sinne von § 9 Baugesetzbuch (BauGB) in Betracht. 

Anders als im Planfeststellungsverfahren, wo in der Regel eine übergeord-

nete Behörde Planfeststellungsbehörde ist, stellt beim planfeststellungs-

ersetzenden Bebauungsplan die Kommune in eigener Verantwortung im 

Rahmen ihrer kommunalen Planungshoheit den Plan auf. Der Unterschied 

zwischen den Instrumenten sind die Regelungsmöglichkeiten, die beim 

Planfeststellungsverfahren weitgehender sind. Ein Vorteil des Planfeststel-

lungsbeschlusses ist insbesondere die enteignungsrechtliche Vorwirkung, 

die bei Bebauungsplänen nicht gegeben ist. Neben dem Planfeststellungs-

beschluss sieht das Fachplanungsrecht auch eine Plangenehmigung vor, 

wenn Rechte Dritter nicht oder nur unwesentlich durch die beabsichtigte 

Maßnahme beeinträchtigt werden (§ 74 Abs. 6 Verwaltungsverfahrensge-

setz, VwVfG). Schlussendlich kann auch eine Planfeststellung oder Plange-

nehmigung im Einzelfall entfallen, wenn die Maßnahme nur unwesentliche 
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Bedeutung in Bezug auf Änderungen hat. Hierzu bedarf es üblicherweise 

einer Freistellungsentscheidung der zuständigen Behörde. 

In Abhängigkeit von Art und Umfang der geplanten baulichen Maßnah-

men an der Straßeninfrastruktur entscheidet der Träger der Straßenbaulast, 

ob neues Planungsrecht geschaff en werden muss oder die Maßnahme im 

Rahmen des bereits existierenden öff entlichen Planungsrechtes abgewi-

ckelt werden kann. Maßgeblich dürfte hier – vorbehaltlich einer Einzelfall-

prüfung – sein, ob es sich um eine reine Erhaltungsmaßnahme oder um 

eine Umbau-, Erweiterungs- oder Neubaumaßnahme handelt. 

Bauliche Maßnahmen im Zusammenhang mit der baulichen Erhaltung, 

d. h. der Instandhaltung, Instandsetzung oder aber Erneuerung, bewegen 

sich typischerweise innerhalb des Rahmens, der durch das öff entliche 

Planungsrecht festgesetzt wurde. Sofern keine Kapazitätserweiterung mit 

diesen Maßnahmen verbunden ist, bedarf es in der Regel für Maßnahmen 

im Zusammenhang mit der baulichen Erhaltung keiner weitergehenden 

planungsrechtlichen Grundlage. Tangieren die Maßnahmen der baulichen 

Erhaltung Wasserwege bzw. Schienenwege, sind die sondergesetzlichen 

Regelungen des Wasser- bzw. Eisenbahnrechtes zu berücksichtigen. Vom 

öff entlichen Planungsrecht als Grundlage für bauliche Maßnahmen in der 

Straßeninfrastruktur ist die spätere konkrete Planung im Zusammenhang 

mit der Umsetzung der Maßnahmen zu trennen. Diese vertiefte Planung, 

die auf den Rahmenfestsetzungen des öff entlichen Planungsrechts auf-

setzt, enthält Aussagen zum Aufbau und der Gestaltung der baulichen Er-

haltungsmaßnahme. 

3.2 Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen
Um die Vorteile einer privatwirtschaftlichen Realisierung beurteilen zu kön-

nen, ist ein Wirtschaftlichkeitsvergleich zwischen der konventionellen, los-

weisen Vergabe und der alternativen Beschaff ungsvariante, lebenszyklus-

übergreifende Vergabe erforderlich. Basierend auf den Grundsätzen der 

Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit ist auf Bundesebene in § 7 Absatz 2

der Bundeshaushaltsordnung, in Niedersachsen für Landesvorhaben in

§ 7 Absatz 2 der Landeshaushaltsordnung und auf kommunaler Ebene in
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§ 12 Absatz 1 der Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung für größere 

Investitionsvorhaben eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung vorgeschrieben.

Die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung soll die Gesamtkosten eines in Ei-

genregie durchgeführten und fi nanzierten Projektes (konventionelle Be-

schaff ungsvariante) den Lebenszykluskosten eines auf privatwirtschaftli-

cher Realisierungsbasis durchgeführten Projektes gegenüberstellen. Ein 

von dem öff entlichen Auftraggeber defi nierter Output (funktionale Leis-

tungsbeschreibung) ist unter Beachtung der Risikoverteilung mit optimalem 

Ressourceneinsatz zu realisieren. Diejenige Beschaff ungsvariante, welche 

einen defi nierten Leistungsstandard mit den geringeren Gesamtkosten er-

möglicht, ist die vorteilhaftere und effi  zientere.

Zur Durchführung von Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen gibt es zahl-

reiche Leitfäden, die jedoch eine ähnliche Vorgehensweise beschreiben. 

Die nachfolgenden Ausführungen bilden einen möglichen Beschaff ungs-

prozess für eine alternative Beschaff ungsform ab. Dieser lässt sich in vier 

Phasen unterteilen (vgl. Abbildung 16)

Abbildung 10: Phasen der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung

Phase 1 

• Bedarfsfeststellung, Finanzierbarkeit und 
Maßnahmenwirtschaftlichkeit 

• PPP-Eignungstest 

Phase 2 

• Erstellung des konventionellen Vergleichswertes                      
(Public Sector Comparator, PSC) 

• Vorläufige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
• Festlegung der Obergrenze für die Veranschlagung         

im Haushalt (Etatreife) 

Phase 3 

• Abschließende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung                              
am Ende der Vergabeverfahrens 

Phase 4 
• Projektcontrolling während der Vertragslaufzeit 

Dauer ca. 
3 - 4 

Wochen 

Dauer ca. 
2 - 3 

Monate 

Dauer ca. 
1 - 2 

Wochen 

Dauer richtet 
sich nach 

Vertragslauf-
zeit 
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Phase 1:  Bedarfsfeststellung, Finanzierbarkeit und 
  Maßnahmenwirtschaftlichkeit
Unabhängig von der Beschaff ungsform ist durch die ausschreibende Stel-

le zunächst zu klären, ob für das geplante Projekt ein tatsächlicher, prio-

ritärer Bedarf besteht und ob dieser fi nanzierbar und haushaltsrechtlich 

darstellbar ist (Maßnahmenwirtschaftlichkeit). Im Rahmen des Bundesfern-

straßenbaus fi ndet die Bedarfsfeststellung zum Zeitpunkt der Erstellung 

des Bundesverkehrswegeplans (BVWP) über eine Nutzen-Kosten-Analyse 

statt. Hierbei werden die Projektwirkungen (positive wie auch negative) so 

weit wie möglich monetär erfasst und den Investitionskosten gegenüberge-

stellt. Die so bewerteten Projekte werden anschließend dem vordringlichen 

oder weiteren Bedarf zugeordnet. Auf Landesebene existieren dafür unter 

Umständen analoge Ausbau-, Landesentwicklungs- und Landesverkehrs-

wegepläne.

Phase 2:  Vorläufi ge Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
Bei der vorläufi gen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden zunächst die 

wesentlichen Projektparameter festgelegt. Diese umfassen

• die Wahl des Betrachtungszeitraums und des Bezugszeitpunktes,

• die Bestimmung eines geeigneten Diskontierungszinssatzes für die Bar-

wertberechnung sowie

• die Bestimmung geeigneter Indizes für die Wertsicherung wesentlicher 

Erhaltungs- und ggf. Betriebskostenbestandteile.

Anschließend werden die Kosten der konventionellen Beschaff ung ge-

schätzt. Dieser so genannte Public Sector Comparator (PSC) beinhaltet als 

wesentliche Bestandteile

• die Planungs-, Bau- und Managementkosten,

• die über den Lebenszyklus anfallenden Erhaltungs- und ggf. Betriebs-

kosten,

• die zur Realisierung der Maßnahme notwendigen Finanzmittel und die 

damit gegebenenfalls verbundenen Finanzierungskosten,
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• die mit der jeweiligen Maßnahme verbundenen Risikokosten  und

• die mit der Maßnahme verbundenen Transaktions- und Verwaltungskosten.

Die Kostenermittlung und -schätzung sind mit großer Sorgfalt durchzufüh-

ren. Zur Ermittlung der Planungs-, Bau- und Managementkosten können 

AKVS-Daten (Anweisung zur Kostenberechnung für Straßenbaumaßnah-

men), HOAI-Kosten (Honorarordnung für Architekten und Ingenieure) oder 

entsprechende Kostenkennwerte herangezogen werden. 

Für die Ermittlung der Erhaltungskosten sind die jeweiligen anzunehmen-

den Nutzungszeiträume und -intensität eine wesentliche Grundlage. Ent-

sprechend den Richtlinien für die Planung von Erhaltungsmaßnahmen an 

Straßenbefestigungen wird dabei als Nutzungszeitraum die Zeit verstan-

den, bei der z. B. bei Straßenbefestigungen der Schwellenwert überschrit-

ten wird. Die Ansätze für die Betriebskosten können aus den Erfahrungs-

werten der Straßenbauverwaltung abgeleitet werden.

Die Finanzierungskosten können überschlägig unter Abfrage aktueller 

Finanzierungskonditionen berechnet werden und die Risikowerte werden in 

Anlehnung an die diversen Leitfäden im Rahmen eines Risikoworkshop über 

Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schadensausmaß im Analogieschluss zu 

den Ansätzen aus vergleichbaren Projekten ermittelt und anhand ähnlicher, 

bereits abgeschlossener Projekte plausibilisiert. Die mit der Maßnahme 

verbundenen Transaktions- und Verwaltungskosten können ebenfalls auf 

Basis von Erfahrungswerten abgestimmt werden.

Der anschließende Beschaff ungsvariantenvergleich erfolgt in der Form, 

dass für beide Varianten ein Barwert berechnet wird, bei dem die Zah-

lungsströme gegenüber gestellt und berechnet werden. Das Ergebnis kann 

durch eine Sensitivitäts- und Szenarioanalyse ergänzt werden. Auf dieser 

Grundlage lässt sich eine Vorentscheidung für eine der beiden Beschaf-

fungsvarianten treff en. Als Kostenobergrenze wird in der Regel der PSC 

gewählt, da die Realisierungsvariante unwirtschaftlich ist, wenn dieser Ver-

gleichswert der konventionellen Realisierung überschritten wird.
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Phase 3:  Abschließende Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
Sollte die vorläufi ge Wirtschaftlichkeitsuntersuchung einen Vorteil zuguns-

ten der privatwirtschaftlichen Variante begründen, kann bei entsprechender 

Beschlusslage ein (europaweites) Vergabeverfahren begonnen werden. Im 

Laufe des Vergabeverfahrens wird sich das Projekt immer mehr konkreti-

sieren. Dies betriff t sowohl die Anforderungen an die baulichen Leistungen 

als auch an die Erhaltungs- und ggf. Betriebsleistungen. Die konkretisier-

ten Anforderungen werden sich unter Umständen von den im Rahmen der 

vorläufi gen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung getroff enen Annahmen unter-

scheiden, sodass eine Fortschreibung des PSC, also eine Anpassung an 

die sich geänderten Anforderungen, unabdingbar ist. 

Am Ende des Vergabeverfahrens ist der fortgeschriebene PSC dem 

letztverbindlichen Angebot des besten Bieters gegenüber zu stellen. Sollte 

dabei die privatwirtschaftliche Variante den günstigeren Barwert aufwei-

sen, stellt sie die wirtschaftlichere Beschaff ungsvariante dar.

Phase 4:  Projektcontrolling
Das Projekt endet nicht nach der Beendigung des Vergabeverfahrens oder 

mit der Abnahme der Bauleistungen bzw. der Verkehrsfreigabe. Gerade in 

der Erhaltungsphase ist es seitens des öff entlichen Auftraggebers unab-

dingbar, den Grad und die Qualität der Leistungserbringung durch den pri-

vaten Partner mit der vertraglich geschuldeten Leistung zu vergleichen, um 

eine fortwährende Projektsteuerung und die Einhaltung der vereinbarten 

Service Levels sicherzustellen. Die operative und strategische Projektsteu-

erung sichert durch die anreizorientierte Vergütung die tatsächliche Reali-

sierung der prognostizierten Effi  zienzvorteile. 

Mit Hilfe des Projektcontrollings ist ebenfalls die Fortschreibung des PSC 

in der Erhaltungsphase möglich, so dass sich die Vorteile des privatwirt-

schaftlichen Projekts auch während dieser Phase nachvollziehen lassen. 

Gegebenenfalls kann es sinnvoll sein, das Projekt von Zeit zu Zeit auf seine 

Effi  zienzvorteile hin zu untersuchen – insbesondere vor dem Hintergrund der 

Umorganisation von Verwaltungsabläufen sowie neuer kommunaler Steue-

rungsinstrumente.
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3.3 Vergabeverfahren
Auftragswertabhängig
In Abhängigkeit vom Auftragswert der jeweiligen beabsichtigten baulichen 

Erhaltungsmaßnahme hat die Kommune als Träger der Straßenbaulast ein 

nationales oder ein europaweites Vergabeverfahren durchzuführen. 

Der maßgebliche Auftragswert für die Erhaltungsmaßnahmen ist vor Beginn 

des Ausschreibungsverfahrens realistisch und nachvollziehbar auf Netto-

basis zu ermitteln. Entscheidend ist auch die Laufzeit des Vertrages, der 

der Erbringung der baulichen Maßnahmen durch einen privaten Dritten zu-

grunde liegt.

Abbildung 11: Übersicht europaweites/nationales Vergabeverfahren

Beispiel:

• Ausschreibung einer einzelnen auf ein Jahr begrenzten baulichen 

Erhaltungsmaßnahme:

Auftragswert 2.000.000 Euro (netto) = nationales Vergabeverfahren

• Ausschreibung einer baulichen Erhaltungsmaßnahme über fünf Jahre

(2.000.000,00 Euro × 5 Jahre = 10.000.000 Euro) = europaweites 

Verfahren

Bauleistungen

Liefer-/ 
Dienstleistungen

Europaweites
Verfahren

Nationales
Verfahren

Auftragswert

> 5.186.000 €

> 207.000 € < 207.000 €

< 5.186.000 €
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Verfahrensarten 
Das Vergaberecht sieht auf nationaler oder europäischer Ebene verschie-

dene Arten der Vergabe von (Bauleistungen) vor. 

Wenn der Träger der Straßenbaulast für eine mehrjährige Erhaltungsmaß-

nahme zur Sicherung des optimalen Einsatzes von fi nanziellen (Haushalts-) 

Mitteln und zum Zwecke des nachhaltigen Werterhaltes sowohl Planungs- 

und Konzeptionsleistungen und mehrjährige Bauleistungen vergibt, bietet 

sich hier ein Verhandlungsverfahren (entspricht der freihändigen Vergabe) 

mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb an.

Abbildung 12: Übersicht über die Vergabeverfahren

Quelle: Lutz Horn (Hrsg.): Das neue Vergaberecht, 2. Aufl age, 2012.

Arten der Vergabe nach Abschnitt 1 VOB/A, VOL/A
(unterhalb der EU-Schwellenwerte)

Öffentliche Ausschreibung Beschränkte 
Ausschreibung Freihändige Vergabe

Arten der Vergabe nach Abschnitt 2 VOB/A-EG, VOL/A-VS und VOL/A-EG
(oberhalb der EU-Schwellenwerte)

Offenes Verfahren
(nicht in VOB/A-VS)

Nichtoffenes
Verfahren

Verhandlungs-
Verfahren mit 

Teilnahmewettwerb

entspricht 
öffentlicher 
Ausschreibung

entspricht 
beschränkter 
Ausschreibung 
nach 
öffentlichem 
Teilnahme-
wettbewerb

entspricht der 
freihändigen 
Vergabe

Wettbewerblicher 
Dialog

Erarbeitung 
technischer 
Mittel und 
rechtl./finanz. 
Konditionen im 
Dialog
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Dieses zweistufi ge Verfahren hat den Vorteil, dass in einer

• 1. Stufe geeignete Unternehmen/Bietergemeinschaften (Konsortien) aus-

gesucht werden; 

• 2. Stufe, aufgrund einer funktionalen Leistungsbeschreibung eine Erhal-

tungsstrategie/Planung und ein entsprechender Preis verhandelt werden 

können.

Im Rahmen eines solchen Verhandlungsverfahrens, erhält der Bieter bzw. 

die Bietergemeinschaft (Konsortium) den Zuschlag, der/die das wirtschaft-

lichste Angebot abgegeben hat. Dieses ist das Angebot, welches das op-

timale Verhältnis von Preis und Qualität beinhaltet. Ob das Verhandlungs-

verfahren mit vorgeschaltetem Teilnahmewettbewerb im Einzelfall  statthaft 

ist, muss jeweils gesondert geprüft und begründet werden. Grundsätzlich 

geht der Gesetzgeber vom Regelfall der öff entlichen Ausschreibung aus. 

Ein Verhandlungsverfahren ist z. B. dann zulässig, wenn die Leistung nicht 

abschließend beschrieben werden kann, weil bauliche Erhaltungsmaß-

nahmen auf Grundlage einer funktionalen Leistungsbeschreibung und zu-

sätzliche Planungsleistungen neben den Baumaßnahmen ausgeschrieben 

werden. Im Rahmen von Lebenszyklusmodellen im Zusammenhang mit 

mehrjährigen Erhaltungsmaßnahmen der öff entlichen Verkehrsinfrastruktur 

hat sich das Verhandlungsverfahren als übliche Verfahrensweise etabliert.

Gesamtvergabe/losweise Vergabe
Bei der Vorbereitung des Ausschreibungsverfahrens für die bauliche Erhal-

tung von Straßen und/oder Ingenieurbauwerken bzw. eines Straßennetzes, 

hat der Träger der Straßenbaulast zu beachten, dass mittelständische Inte-

ressen berücksichtigt werden. Gemäß § 97 Abs. 3 GWB sind Leistungen in 

der Menge (Teillose) oder getrennt nach Art und Fachgebiet (Fachlose) zu 

vergeben. Mehrere Teil- oder Fachlose (sog. Gesamtvergabe) dürfen zusam-

men vergeben werden, wenn wirtschaftliche und/oder technische Gründe 

dies erfordern. Der Gesetzgeber geht daher grundsätzlich von dem Regelfall 

der los- und gewerkeweisen Vergabe aus. Allerdings ist der Beschaff ungswille 

des Auftraggebers maßgeblich. Wenn daher aufgrund eines Lebenszyklus-
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ansatzes bei baulichen Erhaltungsmaßnahmen aus Sicht der Kommune ein 

Gesamtpaket von Leistungen auf Grundlage einer funktionalen Beschreibung 

(Planung, Erhaltungskonzeption, Erhaltungsmaßnahmen) die optimale Lösung 

für die Leistungserbringung und den Mitteleinsatz der öff entlichen Hand dar-

stellen, so kann eine Gesamtvergabe statthaft sein. Diese ist entsprechend 

zu begründen und zu dokumentieren. Die technischen und wirtschaftlichen 

Gründe, die für eine Gesamtvergabe sprechen, sind ebenfalls entsprechend 

darzustellen. 

Die Gesamtvergabe als solches widerspricht auch nicht dem Grundsatz der 

Mittelstandsfreundlichkeit. Die Einbindung von mittelständischen Unternehmen 

auch in lebenszyklusorientierten Erhaltungsmaßnahmen ist vom Auftraggeber 

zu gewährleisten. Zunächst kann bereits durch eine mittelstandsfreundliche 

Strukturierung des Ausschreibungsverfahrens sichergestellt werden, dass 

sich eine ausreichende Zahl dieser Unternehmen an dem Vergabeverfahren 

beteiligen kann. Darüber hinaus ist es gerade bei baulichen Erhaltungsmaß-

nahmen notwendig, dass aufgrund der kurzfristig zu erbringenden Instandhal-

tungsleistungen regional ansässige Unternehmen Berücksichtigung fi nden.

Neues EU-Recht
Die neue Vergaberechtsrichtlinie der Europäischen Union trat 2014 in Kraft. 

Innerhalb eines Zeitraumes von zwei Jahren sind die Vorgaben in nationales 

Recht zu implementrieren. 

Die neue Vergaberechtrichtlinie stärkt das Verhandlungsverfahren für kom-

plexe Verfahren, um so die Bedürfnisse der öff entlichen Auftraggeber zu be-

rücksichtigen, wenn Aufträge auch konzeptionelle oder innovative Lösungen 

enthalten sollen. In diesem Zusammenhang wird auch die funktionale Aus-

schreibung gestärkt, da gerade die Formulierung technischer Spezifi kationen 

in Form von Funktions- und Leistungsanforderungen es erlaubt, das bestmög-

liche Ziel für den Auftraggeber zu erreichen. Insoweit können gerade durch 

Funktionalausschreibungen auch innovative Ansätze bei der Leistungserbrin-

gung gefördert werden. Schlussendlich wird neben anderen Zielsetzungen 

auch der Lebenszyklusansatz berücksichtigt. So sollen auch Konzepte für Le-

benszykluskostenberechnungen in Ausschreibungsverfahren berücksichtigt 

werden.
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3.4 Vertragsstrukturen
Für die vertragliche Umsetzung von baulichen Erhaltungsmaßnahmen 

bietet sich neben dem klassischen VOB/B-Werkvertrag der sog. Funk-

tionsbauvertrag an. Beide Vertragsstrukturen lassen eine rechtssichere 

Umsetzung von baulichen Erhaltungsmaßnahmen zu. Einer der Hauptun-

terschiede zwischen den beiden Vertragsstrukturen liegt darin, dass beim 

Funktionsbauvertrag die Leistungspfl icht des Auftragnehmers auch über 

die Gewährleistungsphase hinaus besteht, d. h., der Auftragnehmer ist für 

einen bestimmten Zeitraum für bauliche Erhaltungsmaßnahmen und die 

Sicherstellung einer funktionsgerechten Nutzungsmöglichkeit der Straße 

verantwortlich. 

Hauptunterschiede zwischen den Vertragsformen sind

• Leistungsumfang,

• Laufzeit, 

• Sanktionsmechanismus und

• Risikoverteilung.

Anders als der VOB-Werkvertrag sieht der Leistungsumfang beim Funkti-

onsbauvertrag in der Regel nicht nur die Erbringung von Bauleistungen im 

Zusammenhang mit der baulichen Erhaltung vor, sondern der Leistungs-

umfang kann auch Planungs- und Umsetzungskonzepte erfassen. Die zu 

Abbildung 13: Überblick über mögliche Vertragsformen

Punktuelle bauliche Erhaltungs- 
maßnahme mit Leistungs-
verzeichnis

Funktionsbauvertrag

Bauliche Erhaltungsmaßnahmen 
mit innovativem und 
konzeptionellem Ansatz auf 
Grundlage einer funktionalen 
Leistungsbeschreibung
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erbringende Bauleistung wird nicht durch Detailanforderungen über ein 

klassisches Leistungsverzeichnis beschrieben, sondern durch funktiona-

le Anforderungen im Rahmen eines Leistungsprogramms. Üblicherweise 

muss der Auftragnehmer bei einem Funktionsbauvertrag über einen län-

geren Zeitraum konkret defi nierte Zustandsmerkmale der von ihm zu er-

haltenden Strecken/Streckenabschnitte berücksichtigen. Diese Funktions-

anforderungen werden nach der ZTV Funktion (Zusätzliche Technische 

Vertragsbedingungen) defi niert. Bei Nichterreichen der Funktionsmerkmale 

und der daraus resultierenden Verkehrsbeeinträchtigungen kann der Auf-

traggeber einen sog. Malus, d. h. eine „Strafzahlung“ verlangen bzw. von 

der zu zahlenden Vergütung einbehalten.

Abbildung 14: Übersicht Funktionsbauvertrag

Quelle: In Anlehnung an Patrick Altmüller Schriftenreihe Bauwirtschaft, Institut für Bauwirt-

schaft „Entwicklung einer diff erenzierten Preisgleitklausel für Funktionsbauverträge im Stra-

ßenbau“, Kassel, 2012, S. 7.

Der klassische Funktionsbauvertrag sah ursprünglich eine Dreiteilung vor: 

Teil A:  Konventionelle Leistungserbringung (Leistungsverzeichnis)

Teil B:  Funktional zu erbringende Leistungen (Leistungsprogramm) 

Teil C:  Bauliche Erhaltung für funktionale Leistungen

Funktionsbauvertrag

Leistungsart Leistungsumfang Art der Leistungs-
beschreibung

Leistungen im Er-
haltungszeitraum

• Neubau, Ausbau, 
Grunderneue-
rung und bauli-
che Erhaltung

• Bauliche 
Erhaltung ohne 
Neubau/Ausbau

• Optional: Betrieb-
liche Erhaltung

• Straßenoberbau
• Erdbau
• Entwässerung
• Markierungen
• Ingenieurbau-

werke
• Sonstiges

• Leistungsver-
zeichnis

• Leistungspro-
gramm

• Gewährleistung
• Bauliche 

Erhaltung zur 
Sicherstellung 
der Funktion

• Erhaltungszeit-
raum 10 bis 29 
Jahre
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Die Funktionsbauverträge, die in den letzten zwei Jahren in Niedersachsen 

und Schleswig-Holstein sowie in Brandenburg umgesetzt wurden, enthiel-

ten keinen konventionellen Teil für die Bauerrichtung. Die Grundstruktur ei-

nes Funktionsbauvertrages kann wie folgt aussehen.

1. Teil: Allgemeine 
Vertragsgrundlage

Vertragsgrundlagen/
Vertragsgegenstand/ 
Vertragsbestandteile

Allgemeine Rechte und 
Pflichten der 

Vertragsparteien

2. Teil: Regelungen 
Neubau/Ausbau

Grundlagen zu Planung 
und Bau/ 

Mängelansprüchen

3. Teil: Regelungen zur 
Erhaltungsphase

Grundlagen Erhaltung/ 
Nutzungszeiten/ 
Berichtspflichten

Schwellen- und 
Warnwerte/Malussystem

4. Teil: Regelungen zur 
Beendigungsphase

Rückgabe und Zustand 
der Projektstrecke

5. Teil: Regelung 
Vergütung und 
Finanzierung

Grundlagen zur 
Vergütung und 

Finanzierung/Entgelt

Fertigstellung/ 
Malussystem 

 
Vertragsstrafe/

Entgeltanpassung/ 
Preisindex

6. Teil: Regelungen zu 
Risiken und 

Sicherheiten/ 
Streitschlichtung

Höhere Gewalt, 
Baugrund/ 

Versicherungen/ 
Bürgschaften

Vertragsbeirat/ 
Schlichtungsverfahren

7. Teil: Sonstige 
allgemeine 

Vertragsregelungen

Ersatzvornahme/ 
Kündigung

Schriftformerfordernis/ 
Gerichtsstand-
vereinbarungen

Abbildung 15: Struktur Funktionsbauvertrag
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3.5 Kooperationen
Interkommunale Zusammenarbeit
Funktionale Ausschreibungen für kommunale Straßen sind sehr komplex 

und nicht jede Kommune kann das erforderliche Knowhow vorhalten. Da 

dieses jedoch notwendig ist, um vielschichtige Projekte zu realisieren, wird 

oftmals die Einbeziehung des Knowhows von externen Experten (z. B. für 

Planung, Bestandsaufnahme, Ausschreibung etc.) notwendig. Insbeson-

dere bei kleineren Projektvolumina führt dies zu überproportionalen Kos-

tenbelastungen für die Kommunen.

Um trotzdem den notwendigen Maximalnutzen aus dem externen Wis-

sen für die jeweilige Kommune ziehen zu können, bieten sich zwei Alter-

nativen an:

• 1. Bündelung von Investitionen und

• 2. Interkommunale Zusammenarbeit

Im Rahmen der Bündelung von Investitionen für Straßenbaumaßnahmen 

könnten mehrere Straßenzüge oder Stadtgebiete zu Organisationseinhei-

ten zusammengefasst werden. Hierdurch würde das mögliche Investiti-

onsvolumen steigen und somit die Ausgaben für Beratung durch Synergie-

eff ekte sinken. Es wäre zudem möglich, ähnliche Infrastrukturinvestitionen 

mit Straßenbauinvestitionen zusammenzulegen, z. B. zusätzliche Stadt-

beleuchtung (inkl. Energiemanagement), Kanalisation, Rad- oder andere 

öff entliche Wege, Fußgängerzonen.

Es ist in jedem Fall zu empfehlen, die Aufwendungen für externe Berater 

im Hinblick auf eine wirtschaftlichere Projektrealisierung auf mehrere Or-

ganisationseinheiten zu verteilen.

Durch eine interkommunale Zusammenarbeit können Kommunen, die 

ähnliche Vorhaben realisieren wollen, ihre Ressourcen kombinieren und 

kumulieren. Zum einen werden hierdurch die Kosten für mögliche planeri-

sche Leistungen geteilt. Zum anderen bietet eine solche Kooperation die 

Möglichkeit, wertvolles Knowhow zwischen den Kommunen auszutau-

schen. Hierbei ist es wichtig, ein möglichst gemeinschaftliches Beschaf-

fungsgremium einzurichten, denn nur dadurch sinken die Nebenkosten und 
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es lassen sich mit gegenseitigem Wissensaustausch Vorteile herbeiführen. 

Wenn die beiden Kommunen diesem Gremium Handlungs- und Entschei-

dungskompetenzen übertragen, lassen sich viele Synergien erzeugen und 

nutzen: Ausschreibungen können besser konkretisiert und somit Risiko- 

und Kostenteilung nach einem vorher vereinbarten, durch Experten gefun-

denen Schlüssel, festgelegt werden. Wenn das Projektvolumen gemeinsam 

getragen wird, die Ausschreibungen etc. der einzelnen Kommunen aber 

getrennt erstellt werden, kann es zu Komplikationen kommen. 

In beiden Fällen ist es jedoch auch wichtig, dass die intern vorhandenen Mit-

arbeiter versuchen, möglichst viel vom externen Knowhow zu verinnerlichen, 

um dies für Folgemaßnahmen in der eigenen Kommune erneut einzusetzen.

Arbeitsgemeinschaften
Zur Realisierung größerer Projekte bietet sich auf Auftragnehmerseite die Bil-

dung von Arbeitsgemeinschaften (ARGEN) an. Dieses Kooperationsmodell 

ermöglicht den Partnern, ihre Ressourcen zu kombinieren, den eigenen Wis-

sensstand zu verbessern und Nachunternehmersituationen zu vermeiden. Je-

doch sollten in diesem Zusammenhang nicht die Risiken, wie beispielsweise 

die gesamtschuldnerische Haftung, unterschätzt werden. 

Für das Zusammenwirken unterschiedlicher Gewerke wird normalerweise 

eine Dach-Arbeitsgemeinschaft (vertikale ARGE) gebildet. Die gesamte Bau-

leistung wird dabei in abgrenzbare Lose unterteilt, die von den Gesellschaftern 

der Dach-ARGE selbständig und eigenverantwortlich realisiert werden. Dafür 

werden gesonderte Nachunternehmerverträge im Rahmen des Dach-Arbeits-

gemeinschaftsvertrages abgeschlossen. Somit kommen den Gesellschaftern 

der Dach-Arbeitsgemeinschaft zwei Stellungen im Rahmen der Arbeitsge-

meinschaft zu – die des Gesellschafters und die des Nachunternehmers. 

Bei gleichen Gewerken, ist auch die Bildung einer Leistungs-ARGE (hori-

zontale ARGE) möglich. Diese zeichnet sich dadurch aus, dass eine gemein-

schaftliche Bauausführung durch die Partner erfolgt und die zur Realisierung 

benötigten Stoff e, Geräte, Personal oder Geldmittel von jedem Gesellschafter 

anteilig beigestellt werden.
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4 Öffentlich-rechtliche und fi nanzierungs-
 technische Aspekte

4.1 Kommunaler Finanzierungsrahmen
Die Finanzierung des (Neu-)Baus von kommunalen Straßen erfolgt zu ei-

nem wesentlichen Teil durch Abgaben der Eigentümer der durch die Stra-

ßen erschlossenen Grundstücke und zwar in Form von Straßenausbaubei-

trägen und Erschließungsbeiträgen. 

Der kostenintensive Unterhalt muss hingegen aus dem kommunalen 

Steueraufkommen, d. h. aus Steuern und Abgaben, die die Kommunen un-

mittelbar erheben, bzw. aus der nicht zweckgebundenen Beteiligung an 

Steuereinnahmen der Länder fi nanziert werden. Denn jeder Träger öff ent-

licher Aufgaben muss grundsätzlich mit entsprechenden Einnahmen zur 

Deckung der mit den Aufgaben verbundenen Ausgaben ausgestattet sein 

oder sich die notwendigen Deckungsmittel eigenverantwortlich beschaff en.

Straßenerschließungs- und Ausbaubeiträge (Neubau)
Erschließung ist die Baureifmachung von Grundstücken durch Herstellung 

der für die Allgemeinheit bestimmten Verkehrs- und Erholungsfl ächen, Ver-

sorgungs- und Entwässerungsanlagen mit ihrem Zubehör, das die bauliche 

und gewerbliche Nutzung des Baulands ermöglicht und erleichtert. Das 

Erschließungsrecht legt die Grundsätze fest, nach denen die Erschließung 

zu erfolgen hat. Das Erschließungsbeitragsrecht regelt, wer die Kosten für 

die Erschließungsmaßnahmen zu tragen hat. Die Legitimation solcher Bei-

träge ergibt sich aus dem Gedanken eines Ausgleichs von Vorteilen und 

Lasten. Der Erschließungsbeitrag ist die Abgeltung eines Erschließungs-

vorteils, der in der Möglichkeit der Inanspruchnahme der Erschließungsan-

lagen besteht. 

Bürger, die bereits zur Finanzierung der Erschließungsanlagen heran-

gezogen worden sind, sollen diese nicht auch noch mit weiteren Beiträgen 

unterhalten müssen – Grundsatz der Einmaligkeit der Beitragserhebung. 

Daher kommt die Erhebung von Erschließungsbeiträgen nur für die erst-

malige Herstellung von öff entlichen Einrichtungen und Anlagen in Betracht. 
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Dementsprechend erlauben die einschlägigen Ermächtigungen keine wie-

derkehrenden Beiträge und auch keine Überwälzung der Lasten, die sich 

durch den laufenden Unterhalt ergeben.

1994 ist die Gesetzgebungskompetenz für das Erschließungsbeitrags-

recht vom Bund auf die Länder übergegangen. Das bisherige Bundesrecht 

gilt fort, bis es durch Landesrecht ersetzt wird. Dies betriff t namentlich die 

entsprechenden Bestimmungen der §§ 127 ff . BauGB. Die Landesgesetz-

geber haben von der Möglichkeit, das Erschließungsbeitragsrecht neu zu 

regeln, praktisch (noch) keinen Gebrauch gemacht. 

Zur Konstituierung einer Beitragspfl icht ist der Erlass einer kommunalen 

(Erschließungs-) Satzung erforderlich. Diese ist Rechtsgrundlage für den 

Erlass eines Beitragsbescheids. Die Kommunen sind als (regelmäßiger) 

Träger der Erschließungslast zum Erlass einer entsprechenden Satzung 

grundsätzlich verpfl ichtet („Satzungszwang“), wobei die Gemeinden – un-

geachtet der Regelung des § 127 Abs. 1 BauGB – die Arten der Erschlie-

ßungsanlagen in der Satzung noch einmal festlegen müssen, denn für die 

nicht genannten Erschließungsanlagen kann die Gemeinde keine Beiträge 

erheben.

Das Ausbaubeitragsrecht erfasst grundsätzlich nur Maßnahmen, die 

nach der erstmaligen Herstellung der Anlage durchgeführt werden. Folg-

lich kommen die Erweiterung, Erneuerung oder Verbesserung einer Er-

schließungsanlage als Anknüpfungspunkt für eine Beitragspfl icht in Be-

tracht. Das Ausbaubeitragsrecht geht in seinem Anwendungsbereich über 

den des Erschließungsbeitragsrechts hinaus. Daher muss ggf. geprüft wer-

den, welchem Regime (Straßenausbau- oder Erschließungsbeitragsrecht) 

die betreff ende Maßnahme unterfällt, zumal die Beitragspfl icht unterschied-

liche Voraussetzungen hat und die Kostenbeteiligung unterschiedlich zu 

berechnen ist. 

Da auch die Erhebung von Ausbaubeiträgen dem Grundsatz der Ein-

maligkeit der Beitragserhebung unterliegt, können Maßnahmen des (Bau-) 

Unterhalts auch nach dem Straßenausbaubeitragsrecht zu keiner Beitrags-

pfl icht führen. Folglich müssen die Kommunen derartige Arbeiten aus dem 

allgemeinen Steueraufkommen decken.
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Investitionszuweisungen des Bundes und der Länder
Um eine ausreichende Ausstattung mit Finanzmitteln sicherzustellen, sieht 

Art. 106 Abs. 7 GG vor, dass von dem Länderanteil am Gesamtaufkommen 

der Gemeinschaftssteuern den Gemeinden und Gemeindeverbänden ins-

gesamt ein von der Landesgesetzgebung zu bestimmender Hundertsatz 

zufl ießt. Die Länder sind damit quasi verpfl ichtet, für eine ausreichende Fi-

nanzausstattung der Aufgabenträger Gemeinden und Gemeindeverbände 

zu sorgen. Allerdings bestimmt letztlich die Landesgesetzgebung, ob und 

inwieweit das Aufkommen der Landessteuern den Gemeinden (Gemeinde-

verbänden) zufl ießt.

Artikel 58 Landesverfassung Niedersachsen bestimmt hierzu: „Das Land 

ist verpfl ichtet, den Gemeinden und Landkreisen die zur Erfüllung ihrer Auf-

gaben erforderlichen Mittel durch Erschließung eigener Steuerquellen und 

im Rahmen seiner fi nanziellen Leistungsfähigkeit durch übergemeindlichen 

Finanzausgleich zur Verfügung zu stellen.“ 

Für Investitionen in die kommunale Verkehrsinfrastruktur kommen dabei 

zweckgebundene Zuschüsse aus dem Entfl echtungsgesetz (vormals 

Zuschüsse nach dem Gemeindeverkehrsfi nanzierungsgesetz – GVFG) in 

Betracht, die für den Ausbau und die Erneuerung von wichtigen Gemein-

destraßen gewährt werden können:

In Zusammenhang mit der Beendigung der Finanzhilfen des Bundes für 

Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 

steht den Ländern ab dem 1. Januar 2007 befristet bis zum 31. Dezember 

2019 jährlich ein Betrag von 1.335,5 Mio. Euro aus dem Haushalt des Bun-

des zu, der prozentual auf die Länder aufgeteilt ist. Diese Beträge sind von 

den Ländern für Investitionen, die zur Verbesserung der Verkehrsverhält-

nisse in den Gemeinden erforderlich sind, einzusetzen. Allerdings dienen 

die Mittel – soweit Straßenanlagen betroff en sind – nach ihrer gesetzlichen 

Zweckbestimmung allein dem Bau und Ausbau von verkehrswichtigen 

innerörtlichen Straßen. Ausnahmen bilden hierbei Anlieger- und Erschlie-

ßungsstraßen, soweit diese in der Baulast der Gemeinden, Landkreise oder 

kommunalen Zusammenschlüssen stehen, die an Stelle von Gemeinden 

oder Landkreisen Träger der Baulast sind. Die zweckentsprechende Mit-

telverwendung ist durch die Länder nachzuweisen. Die Zweckbestimmung 
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endete zum 31.12.2013, die Mittel unterliegen dann nur noch einer inves-

tiven Zweckbindung. Aktuell werden hierzu Bund-Länder Verhandlungen 

geführt. Der aktuelle Koalitionsvertrag der Regierungsparteien sieht die 

Weiterführung der (zweckgebundenen) Bundeszuschüsse bis 2019 vor. Vor 

diesem Hintergrund gewähren die Länder für den kommunalen Straßenbau 

Zuwendungen, wofür im Landeshaushalt Kassenmittel ausgewiesen sind. 

Im Ergebnis sind Maßnahmen der Unterhaltung von der Förderung aus-
geschlossen.

4.2 Kommunale Schuldenbremse
Die Staatsverschuldung in Deutschland hat in den vergangenen Jahren er-

heblich zugenommen. Sie betrug Ende 2011 gut 2 Billionen Euro. 60 Pro-

zent der Schulden entfi elen auf den Bund, 30 Prozent auf die Länder und 

ca. sechs Prozent auf die Gemeinden. 

Vor diesem Hintergrund ist auf der Grundlage der Beschlüsse der ge-

meinsamen Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Modernisierung 

der Bund-Länder-Finanzbeziehungen (Föderalismuskommission II) die Ein-

führung einer Schuldenbremse konzipiert worden. Die verfassungsrecht-

lich verankerte Schuldenbremse soll dafür sorgen, dass die öff entlichen 

Haushalte der Länder ohne strukturelles Defi zit und der Bundeshaushalt 

mit einem geringen strukturellen Defi zit (0,35 Prozent des Bruttoinlandpro-

duktes (BIP)) fi nanziert werden. 

Die Auswirkungen der Schuldenbremse sind allerdings umstritten. Be-

fürchtet wird u. a., dass es zu einem weiteren Abbau von Investitionen in 

Bildung und Verkehrsinfrastruktur kommen wird. Inzwischen haben die 

Länder Hessen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein und Thüringen die 

Schuldenbremse in ihre jeweiligen Landesverfassungen übernommen. Da-

gegen ist eine solche Schuldenbremse für Niedersachsen nicht eingeführt 

worden.

Neben der zuvor beschriebenen Schuldenbremse für Bund und Länder 

fi nden sich im kommunalen Haushaltsrecht der Länder auch Bestimmun-

gen zur Begrenzung der Kommunalschulden, die im Rahmen der Einfüh-

rung des neuen kommunalen Haushaltsrechts auf Basis der Doppik als 
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„kommunale Schuldenbremse“ eingeführt worden sind. Faktisch werden 

die Kommunen zwar nicht zur umgehenden Rückführung der Verbindlich-

keiten angehalten, gleichwohl sollen die Regelungen die Handlungsspiel-

räume der Kommunen einengen. So besteht auch in Niedersachsen (§ 94 

Abs. 1 Niedersächsische GO) eine einheitliche gesetzliche Begrenzung 

der Kassenkreditaufnahme bis zu einem in der Haushaltssatzung der Ge-

meinde festgelegten Höchstbetrag.

Im Kern sind die Landkreise, Städte und Gemeinden damit zwar durch 

das kommunale Haushaltsrecht „aufgerufen“ ihre Netto-Neuverschuldung 

auf ein Minimum zu begrenzen, allerdings dürfte es nicht nur politisch 

schwierig werden, diese Verpfl ichtungen auch durchzusetzen. Denn un-

abhängig von dem Schuldenstand der Gemeinden sind die kommunalen 

Straßen kommunales Vermögen und zwar in einer Größenordnung von über 

200 Mrd. Euro. Die Straßen- und Wegenetze der Kreise, Gemeinden und 

Städte stellen damit die jeweils größten sachlichen Vermögenswerte dar, 

die in der Regel mindestens die Hälfte des kommunalen Vermögens, bei 

den Kreisen sogar bis zu 80 Prozent des Vermögens, ausmachen. Wer-

den der Verschleiß und die Abnutzung dieser Straßen nicht adäquat ersetzt 

oder keine Rücklagen für (Neu-)Investitionen gebildet, führt dies langfristig 

zu einer Verringerung des Vermögens. 

Praktisch ist daher eine Unterinvestition wie eine (Neu-)Verschuldung an-

zusehen. Der „Verbrauch der Straße“ stellt  den Verbrauch des Vermögens 

oder anders ausgedrückt der ehemals angesparten, jedenfalls einstmals 

vorhandenen Mittel dar, mit denen die Herstellung der Straße fi nanziert 

worden ist. Denn bilanztechnisch ist die Herstellung einer Straße ein Ak-

tivtausch. Die Kommune gibt fi nanzielle Mittel aus und  erhält hierfür ein 

Wirtschaftsgut bzw. einen Vermögensgegenstand. Um den Vermögens-

verzehr in Form laufender Abschreibungen als zukünftige notwendige 

Verpfl ichtung bilanztechnisch zu erfassen, müsste die Gemeinde entspre-

chende Rücklagen bilden. Sind dafür keine Mittel vorhanden, führen die 

Abschreibungen zu einer Verringerung des Vermögens und damit bilanz-

technisch zu einem Verlust. Können die Verluste nicht durch anderweitige 

Einnahmen kompensiert werden, kann im Ergebnis der Verpfl ichtung nur 

durch eine Neuverschuldung nachgekommen werden.
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Kommunen erstellen oftmals (noch) keine Bilanzen. Dort wo die kommunale 

Doppik bereits eingeführt ist, wird der Vermögensverbrauch aber sichtbar 

und kann zu einer Überschuldung der Kommune führen. Der Vermögens-

verlust wird jedenfalls dann „sichtbar“, wenn die Aufwendungen zum Un-

terhalt einer Straße mit Fremdmitteln, sprich einer weiteren Verschuldung, 

fi nanziert werden müssen.

Im Ergebnis führen die Schuldenbremse, die Einführung der Doppik 

und die Verpfl ichtung zu einer wirtschaftlichen Verwaltung des Vermögens 

dazu, dass eine Kommune verpfl ichtet ist, den Vermögensverlust durch 

den Substanzverzehr ihrer Infrastruktur bilanziell auszugleichen. Das führt 

nicht zwangsläufi g zu einer Verpfl ichtung Investitionen zu tätigen. Aber die 

Kommunen müssten zumindest Rücklagen bilden, um marode Straßen, 

Wege und Plätze zu gegebener Zeit sanieren zu können.

4.3 Mögliche (neue) Finanzierungsquellen der Kommunen
 in Niedersachsen
Soweit die Gemeinden ermächtigt sind, Steuern zu erheben, sind diese für 

die Frage der Finanzierung des Straßenbaus, meist nicht weiter relevant. 

Denn Steuern kommen  zwar für eine Stärkung der allgemeinen kommuna-

len Finanzmittelausstattung, aber nicht als eine zweckgebundene Einnah-

me für den kommunalen Straßenbau in Betracht. 

Demgegenüber erlaubt das systemtragende Äquivalenzprinzip der 

Gebühren eine Verknüpfung mit einer individuell zurechenbaren Gegenleis-

tung des öff entlich-rechtlichen Gemeinwesens nach den Grundsätzen der 

Kostendeckung. Diese Kostendeckung und der Vorteilsausgleich lassen 

sich daher durch Gebühren erreichen. Dementsprechend bestimmt z. B. 

§ 4 Abs. 1 KAG NSachs, dass Gebühren als Gegenleistung für eine beson-

dere Leistung der Verwaltung oder die Inanspruchnahme öff entlicher Ein-

richtungen und Anlagen (Benutzungsgebühren) erhoben werden können. 

Dabei fallen unter Benutzungsgebühren auch Geldleistungen für die Nut-

zung von Verkehrseinrichtungen (ebenso wie die Versorgung mit Wasser, 

Strom, Gas und die Entsorgung). Gleichwohl wirft die Gebühr als Lösungs-

ansatz für eine zweckgerichtete Finanzierung kommunaler Straßen insoweit 
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„Probleme“ auf, als sie zur Deckung des allgemeinen Finanzbedarfs („zur 

Erzielung von Einnahmen“) dient, mithin nicht zweckgebunden ist. 

Beiträge sind hoheitlich zur Finanzbedarfsdeckung auferlegte Aufwen-

dungsersatzleistungen. Damit sind Beiträge grundsätzlich geeignet, eine 

zweckgebundene Gegenleistung für einen konkreten wirtschaftlichen Vor-

teil zu verlangen. Für deren Erhebung bedürfen die Kommunen jedoch einer 

gesetzlichen Ermächtigung, wie sie sich regelmäßig in den Kommunalab-

gabengesetzen fi ndet. Diese ermächtigt die Gemeinden, unter bestimmten 

Voraussetzungen kommunale Beitragssatzungen zu erlassen und auf de-

ren Grundlage Beiträge festzusetzen.

Eine wesentliche Rolle für die Finanzierung nehmen daher die auf Grund-

lage der KAG der Länder von den Kommunen erlassenen Straßenaus-
baubeitragssatzungen ein. So ermöglicht § 6 Abs. 1 S. 1 KAG NSachs in 

Verbindung mit einer entsprechenden Satzung der jeweiligen Kommune für 

bestimmte Maßnahmen eine Beitragspfl icht der Anlieger vorzusehen. Diese 

betreff en aber nur Umbau, Ausbau sowie Erneuerungsmaßnahmen. Grund-

sätzlich nicht erfasst werden hingegen Maßnahmen des Unterhalts und der 

Ausbesserung. Mittel für Instandsetzung und Unterhalt sind vielmehr aus 

den kommunalen Haushalten bereitzustellen. 

Infobox: Beispiel für wiederkehrende Ausbaubeiträge (Reinland-Pfalz)

In der Vergangenheit ist die Vereinbarkeit von Straßenausbaubeiträgen mit 

dem Grundgesetz immer wieder bezweifelt worden. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat die Verfassungsmäßigkeit wiederkehrender Straßenaus-

Stadt Ludwigshafen am Rhein, Ortsteil Oggersheim
Die Stadt Ludwigshafen erhebt seit einigen Jahren einen jährlich wieder-

kehrenden Straßenausbaubeitrag für ihre jeweiligen Stadtteile. Bei ei-

nem Zweifamilienhaus im Stadtteil Oggersheim betrug im Jahre 2014 der 

Ausbaubeitrag circa 8,5 Prozent der Grundsteuer B. Bei dieser Gebühr 

wurden die tatsächlichen Straßenausbaukosten des Jahres 2013 auf die 

Einwohner des Stadtteiles Oggersheim umgelegt. Der Straßenausbau-

beitrag wird mit dem Grundbesitzabgabenbescheid erhoben.
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baubeiträge (in Bezug auf die Bestimmungen in Rheinland-Pfalz) mittler-

weile jedoch bejaht (BVerfG, Beschluss vom 25. Juni 2014 – 1 BvR 668/10 

und 1 BvR 2104/10). Damit kann ein solcher Beitrag grundsätzlich auch 

für einen Ortsteil mit räumlich-funktionalem Zusammenhang bzw. mit einer 

einheitlichen kommunalen Einrichtung „Verkehrsanlage“ laufend erhoben 

werden.
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